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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Asylverfahren 


A. Zielsetzung 

Ein erster Bericht über die Auswirkungen des am 1. August 

1982 in Kraft getretenen Asylverfahrensgesetzes einschließ- 
lich der Ländervereinbarung vom 2. Juli 1982 über die Vertei- 
lung der Asylbewerber ist von der Ständigen Konferenz der 
Innenminister und -Senatoren der Länder am 2. September 

1983 verabschiedet und von den Regierungschefs der Länder 
auf ihrer Sitzung vom 19. bis 21. Oktober 1983 gebilligt worden. 
Dabei wurde generell festgestellt, daß das Asylverfahrensge- 
setz insgesamt positiv zu bewerten ist und gegenüber dem frü- 
heren Recht eine Verbesserung darstellt und daß sich die 
Hauptelemente der Beschleunigung 

— Entscheidung über Asylanträge aus Hauptherkunftslän- 
dern durch vor Ort eingesetzte Bedienstete des Bundesam- 
tes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, 

— vorläufiges Rechtsschutzverfahren bei offensichtlich unbe- 
gründeten Asylanträgen, 

— Rechtsmittelausschluß bei offensichtlich unbegründeten 
oder offensichtlich unzulässigen Klagen, 

— Zulassungsberufung 
bewährt haben. 

Innenministerkonferenz und Ministerpräsidentenkonferenz 
halten es für erforderlich, die zu ihrer Erprobung nur bis zum 
31. Juli 1984 zugelassene Sonderregelung für offensichtlich 
unbegründete Asylanträge (§ 11) beizubehalten. 

Ferner halten es die Innenministerkonferenz und die Mini- 
sterpräsidentenkonferenz aufgrund der bisherigen Erfahrun- 
gen mit dem Asylverfahrensgesetz für notwendig, einige er- 
gänzende Regelungen zu treffen. 
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B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift die von den Minister- 
präsidenten gebilligten Vorschläge der Innenministerkonfe- 
renz auf. Hinsichtlich der Sonderregelung für offensichtlich 
unbegründete Asylanträge sieht der Gesetzentwurf allerdings 
davon ab, die Befristung endgültig aufzuheben. Dem Gesetz- 
geber soll vielmehr eine weitere Überlegungsfrist bis 31. De- 
zember 1988 eingeräumt werden, in der er dann aufgrund der 
bis dahin gesammelten Erfahrungen zu entscheiden haben 
wird, ob diese Regelung als Dauerregelung ausgestaltet wer- 
den soll. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch den Entwurf entstehen Bund, Ländern und Gemeinden 
keine weiteren Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. März 1984 

14 (13) — 200 23 — As 18/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 533. Sitzung am 16. März 1984 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Asylverfahren mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Asylverfahren 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

Das Asylverfahrensgesetz vom 16. Juli 1982 

(BGBL I S. 946) wird wie folgt geändert: 

1. In §8 wird dem Absatz 1 folgender Satz ange- 
fügt: 

„Bestehen zentrale Einrichtungen des Landes 
zur Aufnahme, Unterbringung oder Verteilung 
von Asylbewerbern, kann die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle auch bestim- 
men, daß der Asylantrag bei der Ausländerbe- 
hörde zu stellen ist, in deren Bezirk sich die Ein- 
richtung befindet.“ 

2. § 14 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Stellt der Ausländer innerhalb von sechs 
Monaten, nachdem eine nach Stellung eines Fol- 
geantrages ergangene Abschiebungsandrohung 
vollziehbar geworden ist, einen weiteren Folge- 
antrag, der nach Absatz 1 unbeachtlich ist, so 
bedarf es zur Durchführung der Abschiebung 
keiner erneuten Fristsetzung und Abschie- 
bungsandrohung.“ 

3. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Ist der Ausländer verpflichtet, in dem Bezirk 
einer anderen Ausländerbehörde Aufenthalt 
zu nehmen, ist der Aufenthalt beschränkt auf 
deren Bezirk gestattet Die Ausländerbe- 
hörde eines Kreises oder einer kreisangehö- 
rigen Gemeinde kann den Aufenthalt be- 
schränkt auf das Gebiet des Kreises gestat- 
ten. Der Ausländer kann bereits vor der Ver- 
teilung nach § 22 Abs. 3 zur Aufenthaltnahme 
in dem Bezirk einer anderen Ausländerbe- 
hörde desselben Landes verpflichtet wer- 
den.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Aufenthaltsgestattung kann räum- 
lich beschränkt und mit Auflagen versehen 
werden. Der Ausländer kann insbesondere 
verpflichtet werden, 

1. sich zu einer zentralen Einrichtung des 
Landes zur Aufnahme, Unterbringung 
oder Verteilung von Asylbewerbern zu be- 


geben und in dieser Einrichtung Woh- 
nung zu nehmen, 

2. in einer bestimmten Gemeinde oder in ei- 
ner bestimmten Unterkunft zu wohnen, 

3. in eine bestimmte Gemeinde oder eine be- 
stimmte Unterkunft umzuziehen und dort 
Wohnung zu nehmen. 

Der Ausländer kann durch eine Anordnung 
nach Satz 2 auch verpflichtet werden, in dem 
Bezirk einer anderen Ausländerbehörde des- 
selben Landes Aufenthalt und Wohnung zu 
nehmen. In den Fällen der Sätze 1 bis 3 fin- 
det eine Anhörung nicht statt.“ 

c) In Absatz 3 Nr. 6 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. Es wird folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. wenn eine aufenthaltsbeendende Maß- 
nahme nach § 21 Abs. 1 vollziehbar wird.“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Zuständig für die Erteilung der Beschei- 
nigung und für Maßnahmen nach Absatz 2 
ist die Ausländerbehörde, auf deren Bezirk 
der Aufenthalt beschränkt ist. Zuständig- 
keitsregelungen auf Grund des § 8 Abs. 1 
Satz 4 bleiben unberührt.“ 

4, In §21 wird Absatz 2 gestrichen. Der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 2. 

5, In § 22 Abs. 5 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Landesregierung oder die von ihr be- 
stimmte Stelle erläßt die Zuweisungsentschei- 
dung.“ 

6, § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Ein hinterlegter Paß oder Paßersatz ver- 
bleibt bei der Ausländerbehörde bis zur Aus- 
reise.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Der Paß oder Paßersatz wird von der 
Ausländerbehörde, der Grenzbehörde oder 
von der Polizei der Länder in Bestitz genom- 
men; er ist an die jeweils zuständige Auslän- 
derbehörde weiterzuleiten.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. Ihm 
wird folgender Satz angefügt: 

„Das gleiche gilt, wenn dies zu einer von dem 
Ausländer angestrebten Verlängerung der 
Gültigkeitsdauer des Passes oder Paßersat- 
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zes oder zur Vorbereitung der Ausreise des 
Ausländers erforderlich ist/' 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

7. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 werden die Worte „§ 10 Abs. 1 
oder § 11 Abs. 1“ durch die Worte „§ 10 Abs. 1, 
§ 11 Abs. 1 oder § 21 Abs. 1“ ersetzt. 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefaßt: 

„(8) §§ 11, 21 Abs. 1 bleiben unberührt.“ 

8. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. einer vollziehbaren Auflage oder Anord- 
nung nach § 20 Abs. 2 Satz 1, 2 oder 3 zu- 
widerhandelt oder“. 

b) Nummer 5 wird gestrichen; Nummer 6 wird 
Nummer 5. 


9. In § 45 Abs. 2 werden die Worte „Zwei Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes“ durch die 
Worte „Mit Ablauf des 31. Dezember 1988“ er- 
setzt. 


Artikel 2 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


5 



Drucksache 10/1164 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeines 

Das Gesetz über das Asylverfahren (Asylverfah- 
rensgesetz — AsylVfG) vom 16. Juli 1982 (BGBl. I 
S. 946), das das Asylverfahrensrecht und den Auf- 
enthaltsstatus der Asylsuchenden umfassend re- 
gelt, ist am 1. August 1982 in Kraft getreten. 

Bereits am 2. Juli 1982 hatten die Regierungschefs 
der Länder die Innenministerkonferenz beauftragt, 
der Ministerpräsidentenkonferenz über die Auswir- 
kungen des Asylverfahrensgesetzes einschließlich 
der Ländervereinbarung über die Verteilung der 
Asylsuchenden bis zum August 1983 zu berichten. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und 
-Senatoren der Länder hat sich am 2. September 
1983 mit einem ersten Bericht über die Auswirkun- 
gen des Asylverfahrensgesetzes befaßt. Obgleich 
wegen des relativ kurzen Erfahrungszeitraumes 
nur über erste Erfahrungen und Auswirkungen be- 
richtet werden konnte und eine umfassende Aus- 
sage noch nicht möglich war, war generell festzu- 
stellen, daß das Asylverfahrensgesetz insgesamt po- 
sitiv zu bewerten ist und gegenüber dem früheren 
Recht eine Verbesserung darstellt. 

Die Hauptelemente der Beschleunigung 

— Entscheidung über Asylanträge aus Haupther- 
kunftsländern durch vor Ort eingesetzte Bedien- 
stete des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge, 

— vorläufiges Rechtsschutzverfahren bei offen- 
sichtlich unbegründeten Asylanträgen, 

— Rechtsmittelausschluß bei offensichtlich unbe^ 
gründeten oder offensichtlich unzulässigen Kla- 
gen, 

— Zulassungsberufung 

haben sich bewährt. Soweit sie zu ihrer Erprobung 
nur befristet zugelassen worden sind (dies gilt für 
das Verfahren nach § 11 AsylVfG bei offensichtlich 
unbegründeten Asylanträgen — vgl. § 45 Abs. 2 
AsylVfG), hält die Innenministerkonferenz eine 
Aufhebung der Befristung für erforderlich. 

Die bisherigen Erfahrungen mit dem Asylverfah- 
rensgesetz haben nach Ansicht der Innenminister- 
konferenz ferner gezeigt, daß es in einigen Punkten 
überprüft und verbessert werden sollte. 

Die Innenministerkonferenz hält es für erforder- 
lich, folgende notwendige Klarstellungen im Gesetz 
vorzusehen und Regelungen zu treffen, daß 

— die Rechtsstellung von Asylbewerbern, die einen 
Folgeantrag gestellt haben, präzisiert und an die 
Regelung des § 20 AsylVfG angeglichen wird, 


— ein erneuter unbeachtlicher Folgeantrag die 
Durchführung aufenthaltsbeendender Maßnah- 
men nicht hindert, 

— Asylbewerber auch verpflichtet werden können, 
sich zu einer zentralen Einrichtung zur Aufnah- 
me, Unterbringung und Verteilung von Asylbe- 
werbern zu begeben, 

— Asylbewerber durch Auflagen zur Aufenthalts- 
gestattung auch verpflichtet werden können, im 
Bezirk einer anderen Ausländerbehörde Aufent- 
halt und Wohnung zu nehmen, 

— die Paßhinterlegungspflicht erst mit der Aus- 
reise oder der Erteilung einer verfahrensunab- 
hängigen Aufenthaltserlaubnis endet. 

Der Gesetzentwurf greift diese Empfehlungen der 
Innenministerkonferenz auf. Hinsichtlich der Son- 
derregelung für offensichtlich unbegründete Asyl- 
anträge sieht der Gesetzentwurf allerdings davon 
ab, die Befristung endgültig abzuheben. Dem Ge- 
setzgeber soll vielmehr eine weitere Überlegungs- 
frist bis 31. Dezember 1988 eingeräumt werden, in 
der er dann aufgrund der bis dahin insgesamt ge- 
sammelten Erfahrungen zu entscheiden haben 
wird, ob diese Regelung als Dauerregelung ausge- 
staltet werden soll. 

Durch den Entwurf entstehen Bund, Ländern und 
Gemeinden keine Kosten. Die Beibehaltung des be- 
schleunigten Verfahrens für offensichtlich unbe- 
gründete Asylanträge hat vielmehr zur Folge, daß 
für diese Fälle einer Verlängerung der Aufenthalts- 
dauer und damit einer größeren Kostenlast für Län- 
der und Gemeinden entgegengewirkt wird. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält die erforderlichen Änderungen des 
Asylverfahrensgesetzes. 

Zu Nummer 1 (§ 8) 

§ 8 Abs. 1 Satz 4 AsylVfG ermöglicht der Landesre- 
gierung oder der von ihr bestimmten Stelle, eine 
oder mehrere Ausländerbehörden als gemeinsam 
zuständige Ausländerbehörde zu bestimmen. Von 
dieser Möglichkeit haben die Länder Hessen und 
Rheinland-Pfalz sowie das Saarland Gebrauch ge- 
macht. 

Für einige Bundesländer besteht ein Bedürfnis, 
zwar die Asylantragstellung bei den Ausländerbe- 
hörden zu konzentrieren, in deren Bezirk sich eine 
Einrichtung zur Aufnahme, Unterbringung oder 
Verteilung von Asylbewerbern befindet, ohne diese 
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Ausländerbehörden jedoch als gemeinsam zustän- 
dige Ausländerbehörden mit der sich hieraus erge- 
benden Allzuständigkeit für ausländerrechtliche 
Maßnahmen zu bestimmen. 

Der neue Satz 5 gibt der Landesregierung oder der 
von ihr bestimmten Stelle eine Möglichkeit, ent- 
sprechend zu verfahren. Macht die Landesregie- 
rung oder die von ihr bestimmte Stelle von dieser 
neuen Bestimmungsmöglichkeit Gebrauch, ist der 
Asylantrag bei der Ausländerbehörde zu stellen, in 
deren Bezirk sich die Einrichtung des Landes zur 
Aufnahme, Unterbringung oder Verteilung von 
Asylbewerbern befindet. Da sich im Gegensatz zu 
einer Bestimmung nach Satz 4 der räumliche Zu- 
ständigkeitsbezirk der Ausländerbehörde nicht än- 
dert, wird im Falle des Umzugs des Ausländers in 
den Bezirk einer anderen Ausländerbehörde diese 
für die ausländerrechtlichen Maßnahmen zustän- 
dig. 

Ziel der Regelung ist es, zum einen die Antragstel- 
lung bei wenigen Ausländerbehörden im Interesse 
der Beschleunigung, eines effektiven Dolmetscher- 
einsatzes etc. zu konzentrieren, zum anderen eine 
Unterbringung der Asylsuchenden bereits zum 
Zeitpunkt der Antragstellung sipherzustellen. 

Zu Nummer 2 (§ 14) 

Es mehren sich die Fälle, in denen Ausländer einen 
zweiten und dritten Folgeantrag (weiteren Folgean- 
trag) stellen, um die Durchsetzung ihrer Ausreise- 
pflicht zu verzögern. Die Ausländerbehörden sollen 
hierdurch veranlaßt werden, erneut das Verfahren 
nach § 10 AsylVfG einzuleiten (neue Abschiebungs- 
androhung, neue Fristsetzung) mit den sich hieraus 
ergebenden Möglichkeiten, durch Rechtsbehelfsein- 
legung (Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO und Be- 
schwerde zum Oberverwaltungsgericht) den Voll- 
zug hinauszuschieben. 

Zwar wird vereinzelt von den Gerichten ein solcher 
weiterer Folgeantrag als unwirksam angesehen 
und der Antrag lediglich als ergänzendes Vorbrin- 
gen im Hauptsacheverfahren des vorangegangenen 
Folgeantrags gewertet; es erscheint jedoch geboten, 
gesetzlich klarzustellen, daß durch ständig neue un- 
beachtliche Folgeanträge eine Aufenthaltsverlänge- 
rung nicht erreicht werden kann. 

In einem neuen Absatz 2 wird deshalb bestimmt, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen die Stel- 
lung eines neuen Folgeantrags nicht zu einem 
neuen Verfahren nach § 10 AsylVfG führt, sondern 
die Abschiebung aufgrund der vollziehbar geworde- 
nen früheren Abschiebungsandrohung möglich ist. 

Es muß daher eine vollziehbar gewordene Abschie- 
bungsandrohung aufgrund eines früheren Folgean- 
trags vorliegen. Der neue Folgeantrag muß inner- 
halb eines Zeitraumes von sechs Monaten nach 
Eintritt der Vollziehbarkeit der Abschiebungsan- 
drohung gestellt sein. Der neue Folge antrag muß 
unbeachtlich (§ 14 Abs. 1 AsylVfG) sein. 

Zu Nummer 3 (§ 20) 

Die Regelungen über den aufenthaltsrechtlichen 
Status der Asylbewerber während der Dauer des 


Asylverfahrens haben sich grundsätzlich bewährt; 
jedoch sind einige gesetzliche Ergänzungen bzw. 
Klarstellungen geboten. 

Da der Aufenthalt des Ausländers nach § 20 Abs. 1 
AsylVfG auf den Bezirk der Ausländerbehörde be- 
schränkt ist, wird von den Gerichten z. T. die Auf- 
fassung vertreten, daß die Ausländerbehörde den 
Ausländer im Rahmen von Maßnahmen nach § 20 
nicht zu einer Aufenthaltsnahme oder Unterkunfts- 
nahme außerhalb ihres Bezirks verpflichten könne, 
und zwar auch dann nicht, wenn im eigenen Be- 
reich Unterbringungsmöglichkeiten nicht oder 
nicht mehr vorhanden sind und im Bereich anderer 
Ausländerbehörden desselben Landes freie Unter- 
kunftskapazitäten bestehen. Um Asylbewerber ggf. 
schnell unterbringen zu können, ist es erforderlich, 
daß die Ausländerbehörde einen Ausländer auch 
verpflichten kann, im Bezirk einer anderen Auslän- 
derbehörde Aufenthalt und Unterkunft zu nehmen. 
Dies gilt insbesondere, wenn 

— zentrale Einrichtungen des Landes für die Auf- 
nahme, Unterbringung und Verteilung von Asyl- 
bewerbern bestehen, in denen der Asylsuchende 
zunächst vorläufig aufgenommen und unterge- 
bracht werden kann, erste medizinische Unter- 
suchungen möglich sind und Betreuungen vor- 
genommen werden können; 

— aus besonderen Gründen (z. B. bauliche Verän- 
derungen der bisherigen Unterkunft; Räumung 
einer Unterkunft von ledigen Personen zur Er- 
möglichung einer familiengerechten Unterkunft 
größerer Familien; Behebung von Schwierigkei- 
ten, die sich aus dem Nebeneinander unter- 
schiedlicher Nationalitäten oder zwischen An- 
hängern unterschiedlicher religiöser Bekennt- 
nisse ergeben) eine umgehende anderweitige 
Unterbringung erforderlich ist. 

§21 Abs. 2 AsylVfG schließt bei Ausländern, die ei- 
nen Folgeantrag gestellt haben, die Anwendung der 
Vorschriften der §§ 19 und 20 AsylVfG aus. Diese 
Personen erhalten daher keine Aufenthaltsgestat- 
tung; ihr Aufenthalt wird in der Regel nach den 
Bestimmungen des Ausländergesetzes geduldet. 
Von der Rechtsprechung wird dies jedoch zum Teil 
nicht als ausreichend angesehen. Da es sich in bei- 
den Fällen um einen beachtlichen Asylantrag — 
einmal als erstmaligen Antrag und einmal als Fol- 
geantrag — handelt, sollen beide Personengruppen 
auch in der Rechtsstellung gleichgestellt werden. 
§ 20 AsylVfG soll daher auch auf Personen, die ei- 
nen beachtlichen Folgeantrag gestellt haben, An- 
wendung finden. 

Zu Buchstabe a 

Durch den neuen Satz 2 wird klargestellt, daß bei 
einer Verpflichtung zur Aufenthaltsnahme in dem 
Bezirk einer anderen Ausländerbehörde die gesetz- 
liche Aufenthaltsbeschränkung des Absatzes 1 sich 
dann allein auf den Bezirk der neuen Aüsländerbe- 
hörde erstreckt. Insoweit tritt ein Wechsel der ge- 
setzlichen Aufenthaltsbeschränkung ein. 

Durch den neuen Satz 3 soll die Möglichkeit eröff- 
net werden, den räumlichen Geltungsbereich der 
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Aufenthaltsgestattung über den Bereich der kreis- 
angehörigen Gemeinde hinaus auf das gesamte 
Kreisgebiet zu erstrecken. Im Bereich der Kreise, 
denen zugleich kreisangehörige Gemeinden als ei- 
gene Ausländerbehörden angehören, haben sich 
nämlich Unzuträglichkeiten herausgestellt, die ihre 
Ursache in der zwingenden räumlichen Beschrän- 
kung der Aufenthaltsgestattung auf das Gebiet der 
jeweiligen Ausländerbehörde haben. 

Neuer Satz 4: Das Oberverwaltungsgericht Rhein- 
land-Pfalz hat in seinem Beschluß vom 9. März 1983 
— ^ 11 B 31/83 — die Auffassung vertreten, eine Ver- 
teilung auf Landesebene dürfe erst dann einsetzen, 
wenn der Asylbewerber dem Land durch den Be- 
auftragten der Bundesregierung zur Aufnahme zu- 
geteilt worden ist. Es ist aber erforderlich, Asylbe- 
werber schnell in zentralen Anlaufstellen der Län- 
der oder Gemeinschaftsunterkünften unterzubrin- 
gen. 

Zu Buchstabe b 

Satz 1 entspricht wörtlich dem bisherigen Satz 1. 

Durch Satz 2 wird im einzelnen verdeutlicht, welche 
Maßnahmen die Ausländerbehörde insbesondere 
treffen kann. Inhaltlich ergibt sich gegenüber der 
bisherigen Fassung des Satzes 2 keine Änderung, 
da alle diese Maßnahmen vom bisherigen Wortlaut 
„in einer bestimmten Gemeinde oder in einer be- 
stimmten Unterkunft zu wohnen“ erfaßt sind. 

Durch Satz 3 wird den Ausländerbehörden die Mög- 
lichkeit eingeräumt, den Ausländer auch verpflich- 
ten können, in dem Bezirk einer anderen Auslän- 
derbehörde desselben Landes Aufenthalt und Woh- 
nung zu nehmen. Die Ausländerbehörde kann dabei 
die gleichen Maßnahmen wie innerhalb ihres eige- 
nen Bezirks treffen. 

Satz 4 entspricht dem bisherigen Satz 3. Hierdurch 
soll gewährleistet werden, daß ausländerbehördli- 
che Maßnahmen schnell und ohne vermeidbare 
Verzögerungen getroffen und durchgeführt werden 
können. Der Regelung liegt das gleiche notwendige 
Beschleunigungsinteresse zugrunde wie den Rege- 
lungen des § 22 Abs. 5 und 9 AsylVfG, die ebenfalls 
bestimmen, daß es einer Anhörung nicht bedarf. Im 
Gegensatz zur Regelung des § 22 Abs. 5 bedürfen 
Maßnahmen nach § 20 AsylVfG jedoch einer Be- 
gründung. In die allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften wird zur Klarstellung eine Regelung auf- 
genommen werden, daß Ausländer vor derartigen 
Maßnahmen nach Möglichkeit angehört werden 
sollen. 

Zu Buchstabe c 

Für den Aufenthalt von Ausländern, die einen be- 
achtlichen Folgeantrag gestellt haben, ist § 20 
AsylVfG maßgebend. Diesen Personen wird damit 
in gleichem Umfang wie den erstmaligen Antrag- 
stellern gesetzlich der Aufenthalt gestattet. Die in 
§20 Abs. 3 AsylVfG normierten Gründe für das Er- 
löschen der Aufenthaltsgestattung müssen im Hin- 
blick auf die Möglichkeit einer Aufenthaltsbeendi- 


gung nach §21 Abs. 1 AsylVfG entsprechend er- 
gänzt werden. 

Zu Buchstabe d 

Der Hinweis auf § 8 Abs. 1 AsylVfG ist verschie- 
dentlich dahin gehend verstanden worden, daß für 
Maßnahmen nach § 20 AsylVfG nur die Ausländer- 
behörde zuständig ist, bei der der Asylantrag ge- 
stellt wurde. Zuständig ist jedoch die Ausländerbe- 
hörde, in deren Bezirk sich der Ausländer auf hält, 
also im Falle des Wechsels des Aufenthaltsortes ggf. 
auch eine andere Ausländerbehörde. Dies wird 
klargestellt. In Fällen, in denen auf Grund des § 8 
Abs. 1 Satz 4 eine Zuständigkeit der gemeinsam zu- 
ständigen Ausländerbehörde bestimmt ist, soll es 
bei dieser Zuständigkeitsregelung verbleiben. 


Zu Nummer 4 (§ 21) 

§21 Abs. 2 AsylVfG schließt bei Ausländern, die ei- 
nen Folge antrag gestellt haben, die Anwendung der 
Vorschriften der §§19 und 20 AsylVfG aus. Diese 
Personen erhalten daher keine Aufenthaltsgestat- 
tung; ihr Aufenthalt wird in der Regel nach den 
Bestimmungen des Ausländergesetzes geduldet. 
Von der Rechtsprechung wird dies jedoch zum Teil 
nicht als ausreichend angesehen. Da es sich in bei- 
den Fällen um einen beachtlichen Asylantrag — 
einmal als erstmaligen Antrag und einmal als Fol- 
geantrag — handelt, sollen beide Personengruppen 
auch in der Rechtsstellung gleichgestellt werden, 
§ 20 AsylVfG soll daher auch auf Personen, die ei- 
nen beachtlichen Folgeantrag gestellt haben, An- 
wendung finden. Absatz 2 ist deshalb zu streichen; 
der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

Zu Nummer 5 (§ 22) 

Es soll klargestellt werden, daß die Zuweisungsent- 
scheidung auch von einer von der Landesregierung 
bestimmten Stelle erlassen werden kann, die keine 
Landesbehörde ist. 

Zu Nummer 6 (§ 26) 

Die Vorschriften über die Hinterlegung des Passes 
oder Paßersatzes für die Dauer des Asylverfahrens 
haben sich grundsätzlich bewährt. Es hat sich in 
der Praxis aber gezeigt, daß kleinere Ergänzungen 
notwendig sind. 

Zu Buchstabe a 

Asylbewerber, die nicht im Besitz einer Aufent- 
haltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung sind, 
haben für die Dauer des Asylverfahrens ihren aus- 
ländischen Paß oder Paßersatz bei der Auslän- 
derbehörde zu hinterlegen. Dabei sind nach dem 
Sinn und Zweck der Vorschrift (vgl. BT-Druck- 
sache 9/875 S. 24 zu § 23) die Worte „für die Dauer 
des Asylverfahrens“ dahin zu verstehen, daß das 
Asylverfahren im Sinne des Asylverfahrensgeset- 
zes nicht mit dem Abschluß des förmlichen Verfah- 
rens endet, sondern sich bis zum Zeitpunkt der Aus- 
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reise des Ausländers aus dem Bundesgebiet er- 
streckt. Dies ergibt sich auch aus § 28 AsylVfG, der 
die aufentheiltsbeendenden Maßnahmen der Aus- 
länderbehörde nach Ablehnung des Asylantrags in 
den verfahrensrechtlichen Regelungsbereich einbe- 
zieht. Da vereinzelt aber die Auffassung vertreten 
wird, daß mit Abschluß des Asylverfahrens die Hin- 
terlegungspflicht endet und die Ausländerbehörde 
von diesem Zeitpunkt ab verpflichtet ist, dem Aus- 
länder seinen Reisepaß oder Peißersatz auszuhändi- 
gen, soll durch einen neuen Satz 2 klargestellt wer- 
den, daß ein hinterlegter Paß oder Peißersatz bis zur 
Ausreise bei der Ausländerbehörde verbleibt. Hier- 
durch soll auch verhindert werden, daß Ausländer 
vor ihrer Ausreise ihren Ped3 vernichten oder den 
Peißverlust erklären, um eine Durchsetzung der 
Ausreiseverpflichtung zu erschweren oder zu verzö- 
gern. Der Ausländer soll in diesen Fällen seinen 
Paß oder Paßersätz beim Verlassen des Bundesge- 
bietes ausgehändigt erhalten. 

Zu Buchstabe b 

Durch einen neuen Absatz 2 wird klargestellt, wer 
den Paß oder Paßersatz, der der Hinterlegungs- 
pflicht unterliegt, in Besitz nimmt. 

Zu Buchstabe c 

Durch den neu eingefügten Absatz 2 (vgl, Buchsta- 
be b) wird der bisherige Absatz 2 Absatz 3. 

Nach geltendem Recht kann der Paß oder Paßer- 
satz während des Asylverfahrens dem Ausländer 
nur im Zusammenhang mit einer nach § 25 Abs. 1 
oder 2 AsylVfG ermöglichten Reise vorübergehend 
ausgehändigt werden. Durch den neuen Satz 2 wird 
die Zulässigkeit der vorübergehenden Paßaushän- 
digung erweitert. Der Paß oder Paßersatz soll auch 
dann vorübergehend ausgehändigt werden können, 
wenn der Ausländer die Verlängenmg der Gültig- 
keitsdauer seines Passes oder Paßersatzes anstrebt 
oder wenn er den Paß oder Paßersatz zur Vorberei- 
tung seiner Ausreise, etwa zur Einholung von erfor- 
derlichen Sichtvermerken, benötigt. 

Zu Buchstabe d 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund 
der Einfügung des neuen Absatzes 2 (vgl. Buchsta- 
be b). 


Zu Nummer 7 

Durch die Änderung des § 21 AsylVfG (vgl. Num- 
mer 4) finden atif Personen, die einen beachtlichen 
Folgeantrag gestellt haben, nunmehr aüch die Vor- 
schriften des § 28 AsylVfG Anwendung. Sie müssen 
geringfügig angepaßt werden. 

Zu Buchstabe a 

Für Personen, die einen beachtlichen Folgeantrag 
gestellt haben, kann sich eine Ausreiseverpflich- 
tung ggf. auch aufgrund einer ausländerbehördli- 
chen Maßnahme nach §21 Abs.l AsylVfG ergeben. 


§28 Abs. 7 AsylVfG ist daher entsprechend zu er- 
gänzen. 

Zu Buchstabe b 

Es wird klargestellt, daß für Personen, die einen 
beachtlichen Folgeantrag gestellt haben, die Mög- 
lichkeit einer Aufenthaltsbeendigung nach § 21 
Abs. 1 AsylVfG unberührt bleibt. Absatz 8 wird inso- 
weit entsprechend ergänzt. 

Zu Nummer 5 (§ 34) 

Mit dieser Änderung wird § 34 Abs. 1 AsylVfG an 
die Neufassung des § 20 Abs. 2 AsylVfG (vgl. Num- 
mer 3) angepeißt. 


Zu Nummer 9 (§ 45 Abs, 2) 

Hat das Bundesamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge einen Aßylantrag als offensicht- 
lich unbegründet abgelehnt, ist der Ausländer, so- 
fern er nicht im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis 
ist oder ihm nicht ungeachtet des Ausgangs des 
Asylverfahrens der Aufenthalt ermöglicht wird, zur 
unverzüglichen Ausreise verpflichtet (§11 Abs. 1 
AsylVfG). Gegen die Abschiebungsandrohung der 
Ausländerbehörde findet kein Widerspruch statt; 
die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wir- 
kung. Anträge nach § 80 Abs. 5 VwGO auf Anord- 
nung der aufschiebenden Wirkung der Klage durch 
das Verwaltungsgericht sind innerhalb einer Woche 
zu stellen (§11 Abs. 2 i.V. m. §10 Abs. 3 AsylVfG). 
Gegen die ablehnende Entscheidung des Verwal- 
tungsgerichts besteht die Beschwerdemöglichkeit 
vor dem Oberverwaltungsgericht. 

Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge qualifiziert derzeit etwa 20% der Ableh- 
nungen als „offensichtlich unbegründet** im Sinne 
des § 11 AsylVfG. Bei der Beurteilung, ob die Vor- 
aussetzungen für die Ablehnung eines Antrags als 
„offensichtlich unbegründet'* gegeben sind, lehnt 
sich das Bundesamt an die Grundsätze an, die das 
Bundesverwaltungsgericht für die Qualifizierung 
einer Klage als „offensichtlich unbegründet“ ent- 
wickelt hat. Es behandelt einen Asylantrag dann als 
„offensichtlich unbegründet“, wenn nach vollständi- 
ger Erforschung des Sachverhalts zum Zeitpunkt 
der Entscheidung an der Richtigkeit der tatsächli- 
chen Feststellungen vernünftigerweise kein Zweifel 
bestehen kann und bei einem solchen Sachverhalt 
nach allgemein anerkannter Rechtsauffassung 
(nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre) 
sich die Abweisung des Antrags geradezu auf- 
drängt. Die strikte Berücksichtigung dieser Grund- 
sätze hat zur Folge, daß im Verfahren des vorläufi- 
gen Rechtsschutzes von den Gerichten, die in die- 
sem Verfahren auch prüfen, ob der Asylantrag 
wirklich offensichtlich unbegründet ist, in der Re- 
gel die Entscheidung des Bundesamtes bestätigt 
wurde, 

Zweck der Regelung des § 11 AsylVfG ist es, der 
mißbräuchlichen Berufung auf das Grundrecht des 
Artikels 16 Abs. 2 Satz 2 GG allein aus aufenthalts- 
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rechtlichen Gründen im Rahmen des Möglichen 
entgegenzuwirken. Das Bestreben, Mißbräuche des 
Asylrechts zu verhindern, erfordert es gerade auch 
im Interesse derer, deren Anträge näherer Begrün- 
dung bedürfen, weil sie nicht offensichtlich unbe- 
gründet erscheinen, den Anreiz zum Mißbrauch 
auszuschließen, d. h. an offensichtlich unbegründete 
Asylanträge keine aufenthaltsrechtlichen Vorteile 
zu knüpfen. 

Die Vorschrift des § 11 AsylVfG, die einen der Kern- 
punkte des Asylverfahrensgesetzes darstellt .und 
deren verfassungsrechtliche Unbedenklichkeit in 
Entscheidungen der Oberverwaltungsgerichte be- 
jaht worden ist, hat sich bisher bewährt. Durch die 
außerordentlich schnelle Einleitung von aufent- 
haltsbeendenden Maßnahmen scheint Ausländern, 
die keinerlei politische Verfolgung geltend machen 
können, erstmalig klar zu werden, deiß sie nicht mit 
einem völlig haltlosen Asylantrag ein langfristiges 
Asylverfahren hier betreiben und damit einen ggf. 
jahrelangen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichen können. 

Die Bestimmungen über das besondere Verfahren 
bei offensichtlich unbegründeten Asylanträgen sind 


nach §45 Abs. 2 AsylVfG befristet Sie treten — 
sofern nicht eine entsprechende gesetzliche Ände- 
rung erfolgt — zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
Asylverfahrensgesetzes, d. h. am 1. August 1984, au- 
ßer Kraft. Durch die Regelung der Nummer 9 soll 
die in § 45 Abs. 2 AsylVfG enthaltene Befristung bis 
zum 31. Dezember 1988 verlängert werden, um dem 
Gesetzgeber innerhalb dieses Zeitraums aufgrund 
der bis dahin gesammelten Erfahrungen eine end- 
gültige Entscheidung über die Fortgeltung der Vor- 
schriften über das besondere Verfahren bei offen- 
sichtlich unbegründeten Asylanträgen zu ermögli- 
chen. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Zu dem vom Bundesrat vorgelegten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Asyl- 
verfahren nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß das in § 11 des Asylverfahrensgeset- 
zes geregelte beschleunigte Verfahren bei offen- 
sichtlich unbegründeten Asylanträgen beizubehal- 
ten ist Die Sonderregelung des §11 AsylVfG für 
offensichtlich unbegründete Asylanträge ist einer 
der Kernpunkte des Asylverfahrensgesetzes. Mit 
ihr soll dem Anreiz zum Mißbrauch des Asylverfah- 
rens dadurch entgegengewirkt werden, daß an of- 
fensichtlich unbegründete Asylanträge keine auf- 
enthaltsrechtlichen Vorteile geknüpft werden. Ihr 
Ziel ist eine möglichst kurze Verweildauer solcher 
Asylbewerber, die sich ersichtlich nicht auf eine po- 
litische Verfolgung berufen können, sondern denen 
allein aus wirtschaftlichen Gründen an einem Auf- 
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland gelegen 
ist. 


Die Bundesregierung begrüßt daher das Bestreben 
des Bundesrates, durch eine entsprechende gesetz- 
liche Änderung des Asylverfahrensgesetzes die Bei- 
behaltung des besonderen Verfahrens für offen- 
sichtlich unbegründete Asylanträge über den 
31. Juli 1984 hinaus bis zum 31. Dezember 1988 si- 
cherzustellen. 

Der von der Bundesregierung am 14. März 1984 be- 
schlossene Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Än- 
derung des Asylverfahrensgesetzes verfolgt das 
gleiche Ziel. Die Bundesregierung hat sich dabei 
auf eine Verlängerung der befristeten Regelungen 
beschränkt. Vorrangiges Ziel der Bundesregierung 
ist es, rechtzeitig die gesetzlichen Voraussetzungen 
hierfür zu schaffen. 

Zu den weiteren Regelungen des vom Bundesrat 
vorgelegten Gesetzentwurfs wird sich die Bundes- 
regierung im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
äußern. 
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